Bearbeitungsstand: 05.10.2026 11:52

Referentenentwurf

Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Jugend und Familie

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Entbirokratisierung
des Fernunterrichts

A. Problem und Ziel

Am 1. Januar 1977 trat das ,Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht (Fern-
unterrichtsschutzgesetz — FernUSG)“ in Kraft. Das FernUSG regelt den privatrechtlich, ge-
gen Entgelt angebotenen Fernunterricht. Der Gesetzgeber wollte mit dem Gesetz Kunden
von Fernunterricht durch eine Zulassungspflicht sowie durch spezielle Informations-, Wi-
derrufs- und Kiindigungsrechte vor unseriésen Fernunterrichtsangeboten und nachteiliger
Vertragsgestaltung schitzen. Damit sollte zugleich der Weg fir eine groRere Anerkennung
und Verbreitung des Fernunterrichts geebnet werden.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes wurde es nicht nennenswert Uberarbeitet. Entwicklungen
der letzten knapp 50 Jahre wie die Digitalisierung, Diversifizierung und Internationalisierung
der Angebote sowie des Weiterbildungsmarktes insgesamt und die in Teilen durch das Eu-
roparecht getriebene Entwicklung und Inkorporation von allgemeinen Verbraucherschutz-
standards im BGB haben keine strukturellen Anpassungen beim FernUSG ausgelost.

Das FernUSG wurde in einer Zeit erlassen, als das Internet und moderne digitale Lernfor-
men noch nicht existierten. Heute bieten zahlreiche Bildungseinrichtungen Fernunterricht
an, die weit Uber die klassischen ,Kursunterlagen per Post® hinausgehen. Die Regelungen
des FernUSG sind daher nicht auf die heutigen Formen des digitalen Lernens angepasst
und decken moderne Lernplattformen, E-Learning-Angebote und interaktive Online-Kurse
nicht adaquat ab.

Das FernUSG ist veraltet, burokratisch und ineffizient. Es passt nicht mehr zur digitalen
Bildungsrealitat und sorgt fir Unsicherheit und Blrokratie, indem es moderne Lernformen
unklar behandelt und sie im Anwendungsfall einem aufwandigen Zulassungsverfahren un-
terwirft. Die aktuellen Herausforderungen der digitalen Bildung und der globalen Vernet-
zung machen es erforderlich, das FernUSG mit einem angemessenen Ubergangsregime
aulder Kraft zu setzen.

B. Losung

Mit dem vorliegenden Gesetz soll entsprechend dem Auftrag des Koalitionsvertrages das
Fernunterrichtsschutzrecht modernisiert werden. Das Fernunterrichtsschutzgesetz und ins-
besondere das darin verankerte Anzeige- und Zulassungsverfahren werden aufgehoben.

Dadurch wird die Wettbewerbsfahigkeit der Weiterbildungsangebote erhéht, Blrokratie ab-
gebaut und der Ausbau der Digitalisierung gefordert.

Nach Wegfall des Zulassungsverfahrens bedarf es im Aufstiegsfortbildungsférderungsge-
setz (AFBG) gesetzlicher Anpassungen, um einen verantwortungsvollen Umgang mit den
eingesetzten Haushaltsmitteln bei der Forderung von entsprechenden Lehrgangen weiter
zu gewabhrleisten.
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C. Alternativen

Keine

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Infolge des Wegfalls der Forderungsméglichkeit nach dem Bundesausbildungsférderungs-
gesetz (BAf6G) ergeben sich beim Bund jahrliche Minderausgaben von unter einer halben
Million Euro.

E. Erfullungsaufwand

Die Aufhebung des FernUSG leistet einen Beitrag zur Rechtsbereinigung und damit mittel-
bar zum Burokratieriickbau. Durch das Regelungsvorhaben reduziert sich der Erflllungs-
aufwand flr die Wirtschaft und die Verwaltung, insbesondere durch die Abschaffung des
Anzeige- und Zulassungsverfahrens nach dem FernUSG.

Zugleich verursacht die Aufhebung des FernUSG eine geringfligige Erhéhung des Erfll-
lungsaufwands flr die Wirtschaft und die Verwaltung durch die Folgeanderungen des AFBG
und durch eine Folgeanderung im BAf6G.

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Fur die Bldrgerinnen und Blrger entsteht infolge des Wegfalls der Forderungsmoglichkeit
nach dem BAf6G ein Minderaufwand in Hohe von 117 Stunden. Ein Minderaufwand an
Sachkosten entsteht dabei nur in geringem Umfang.

Es fallt kein einmaliger Zeit- und Sachaufwand an.

E.2 Erfiullungsaufwand fir die Wirtschaft

Durch die Abschaffung des Anzeige- und Zulassungsverfahrens reduziert sich der jahrliche
Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft um 4,8 Millionen Euro.

Dem gegenuber entstehen fir die Wirtschaft geringfigige Erhéhungen durch die Folgean-
passungen des AFBG. Es entstehen fur die Wirtschaft ein jahrlicher sowie ein einmaliger
Erfullungsaufwand aufgrund der Notwendigkeit, sich an neue Fordervoraussetzungen an-
zupassen. Insbesondere wird davon ausgegangen, dass ein erhdhter Zeiteinsatz des Lehr-
personals notwendig sein wird, um die Vorgaben einer regelmaligen Kontrolle des Lerner-
folges sicherzustellen. Zudem wird angenommen, dass Lehrgangsanbieter einmalig ihre
Lehrgangsplanung und -architektur Uberprifen und gegebenenfalls anpassen mussen, um
insbesondere den Voraussetzungen einer Angemessenheitsprifung fur das Erreichen des
Fortbildungsziels zu entsprechen. Durch den Wegfall von Mitwirkungspflichten im Bereich
des BAfOG entsteht ein jahrlicher Minderaufwand in Héhe von 1 000 Euro.

Insgesamt entstehen fur die Wirtschaft somit ein geschéatzter jahrlicher Erfullungsaufwand
in Hohe von rund 130 000 Euro sowie ein einmaliger Erflllungsaufwand in H6he von rund
173 000 Euro durch die Anpassungen im AFBG.
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Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Davon entfallen 4,8 Millionen Euro auf Blrokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung (Lander) reduziert sich der jahrliche Erflllungsaufwand um rund 1,1 Mil-
lionen Euro.

Aufgrund der komplexen Sachlage wurde die Einsparung fur die Verwaltung mit einer kon-
servativen Berechnung durch das Statistische Bundesamt ermittelt. Vor dem Hintergrund,
dass Fallzahlen fir Anzeige- und Zulassungsverfahrens stetig wachsen und die Bearbei-
tung komplexer und aufwendiger durch die gesetzlichen Vorgaben wird, ist perspektivisch
von weiteren Einsparungen durch die Abschaffung des FernUSG auszugehen. Insbeson-
dere ist nach der Ubergangszeit ein weiterer Biirokratieabbau zu erwarten.

Fur die Verwaltung ergibt sich durch die Folgednderung ein zusatzlicher jahrlicher Erfil-
lungsaufwand, da kunftig in Einzelfallen eine anlassbezogene, curricular-inhaltliche Prafung
von Fernlehrgangen in den AFBG-Vollzugstellen durchgefiihrt werden muss. Hinzu kommt
eine erweiterte Angemessenheitsprifung fur das Erreichen des Fortbildungsziels furi. d. R.
neue sowie neustrukturierte Fernlehrgange ebenfalls in Einzelfallen.

Im Bereich des BAfOG verringert sich der Erfullungsaufwand spiegelbildlich zum Erful-
lungsaufwand flr Blrgerinnen und Blrger bei der Antragstellung auch fiir die Verwaltung
der Lander, insbesondere durch den Wegfall der Prifung der Gleichwertigkeit eines Fern-
lehrgangs sowie die Prifung und Entscheidung Uber den BAf6G-Antrag von Blrgerinnen
und Birgern. Es entsteht ein Minderaufwand von insgesamt 5 000 Euro.

Fur die Verwaltung ergibt sich ein zusatzlicher jahrlicher Erfullungsaufwand in Héhe von
geschatzt rund 179 800 Euro. Ein einmaliger Erfullungsaufwand entsteht fir die Verwaltung
nicht, da nicht von nachgelagerten Prifungen bereits bewilligter Férderungen aufgrund der
gegenwartig noch bestehenden Zulassung durch die Zentralstelle fir Fernunterricht (ZFU)
ausgegangen wird.

F. Weitere Kosten
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-

preisniveau, sind nicht zu erwarten. Eher ist zu erwarten, dass die Preisgestaltung der An-
bieter sich positiv auf die Burgerinnen und Burger auswirkt.
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Referentenentwurf Bundesministerium fur Bildung, Familie,
Senioren, Jugend und Familie

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Entburokratisierung
des Fernunterrichts

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Fernunterrichtschutzgesetzes

Das Fernunterrichtsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Dezem-
ber 2000 (BGBI. | S. 1670), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBI. | S. 3483) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die §§ 1 bis 26 werden gestrichen.

2. Die §§ 27 und 28 werden durch die folgenden §§ 27 und 28 ersetzt:

.S 27
Ubergangsvorschriften

(1) Fur Fernlehrgange, die vor dem 1. Juli 2027 nach den fir die Zulassung von
Fernlehrgangen geltenden Vorschriften der §§ 12 und 13 dieses Gesetzes in der bis
zu diesem Tag geltenden Fassung zulassungspflichtig waren, tritt an die Stelle der Zu-
lassung eine Bescheinigung der zustandigen Behdrde, soweit nach anderen Rechts-
vorschriften der Nachweis einer Zulassung nach diesem Gesetz in der Fassung bis
zum 30. Juni 2027 erforderlich ist.

(2) Die Bescheinigung nach Absatz 1 wird auf Antrag des Veranstalters erteilt,
wenn der Fernlehrgang die Voraussetzungen flr eine Zulassung nach diesem Gesetz
in der bis zum 30. Juni 2027 geltenden Fassung erflllt.

(3) Eine vor dem 1. Juli 2027 erteilte Zulassung gilt vorbehaltlich des Absatzes 4
bis zum AulRerkrafttreten dieses Gesetzes nach § 28 fort.

(4) Bei wesentlichen Anderungen bereits zugelassener Fernlehrgadnge bedarf es
einer Bescheinigung nach Absatz 1, soweit nach anderen Rechtsvorschriften der
Nachweis einer Zulassung nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz in der Fassung bis
zum 30. Juni 2027 erforderlich ist. Satz 1 gilt fur bereits erteilte Bescheinigungen mit
der Maldgabe entsprechend, dass es einer erneuten Bescheinigung nach Absatz 1 be-
darf.

(5) Das Nahere zum Verfahren der Erteilung der Bescheinigung regelt die zustan-
dige Behorde.
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(6) Die Verfahren nach den Absatzen 1 bis 4 kénnen Uber eine einheitliche Stelle
nach § 71a Verwaltungsverfahrensgesetz abgewickelt werden.

§ 28
AulRerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 30. Juni 2028 aul3er Kraft.”

Artikel 2

Folgeanderungen

(1) Das Unterlassungsklagengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

27. August 2002 (BGBI. | S. 3422, 4346), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom
22. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 191) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 2 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 2 wird gestrichen.
b) Die Nummern 3 bis 57 werden zu den Nummern 2 bis 56.

In §12a Satz 1 wird die Angabe ,§ 2 Absatz 2 Nummer 13 und 14" durch die Angabe
»8 2 Absatz 2 Nummer 12 und 13 ersetzt.

(2) Das Berufsbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April

2025 (BGBI. 2025 | Nr. 117; 2025 | Nr. 129), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 28. Ok-
tober 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 259) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 90 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 wird die Angabe ,veroffentlichen;” durch die Angabe ,veroffentli-
chen.” ersetzt.

b) Nummer 4 wird gestrichen.

In § 92 Absatz 1 Nummer 6 wird die Angabe ,§ 90 Absatz 3 Nummer 3 und 4“ durch
die Angabe ,§ 90 Absatz 3 Nummer 3“ ersetzt.

(3) Das Bundesausbildungsférderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung

vom 7. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1952; 2012 | S. 197), das zuletzt durch Artikel 11 Ab-
satz 1 des Gesetzes vom 16. April 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 107) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

2.

§ 3 wird gestrichen.

2. In § 7 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,Ausbildung im Sinne der §§ 2 und 3" durch
die Angabe ,Ausbildung im Sinne des § 2 ersetzt.

§ 9 Absatz 3 wird gestrichen.

§ 15 Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
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5. § 39 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Jedes Land bestimmt die zustandigen Behoérden fir die Entscheidungen nach
§ 2 Absatz 2 hinsichtlich der Ausbildungsstatten, die ihren Sitz in diesem Land haben.®

6. § 45 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 5 wird die Angabe ,hat“ durch die Angabe ,hat oder” ersetzt.

b) In Nummer 6 wird die Angabe ,voraussetzt,” durch die Angabe ,voraussetzt.” er-
setzt.

c) Nummer 7 wird gestrichen.
7. § 47 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Ausbildungsstatten und Prifungsstellen sind verpflichtet, die nach § 15
Absatz 5 sowie den §§ 48 und 49 erforderlichen Bescheinigungen, Bestatigungen
und gutachterlichen Stellungnahmen abzugeben.”

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Ausbildungsstatten und deren Trager sind verpflichtet, den zustandigen
Behorden auf Verlangen alle Auskunfte zu erteilen und Urkunden vorzulegen so-
wie die Besichtigung der Ausbildungsstatte zu gestatten, soweit die Durchflihrung
dieses Gesetzes, insbesondere des § 2 Absatz 2, es erfordert.”

8. Nach § 66a Absatz 8 wird der folgenden Absatz 9 eingefugt:

»(9) Fur Bewilligungszeitraume Uber die Férderung einer Teilnahme an einem
Fernunterrichtslehrgang nach § 3 in der am 30. Juni 2027 geltenden Fassung, die vor
dem 1. Juli 2027 begonnen haben, sind die §§ 3, 7 Absatz 1 Satz 1, 9 Absatz 3, 15
Absatz 2 Satz 3, 39 Absatz 3, 45 Absatz 1 Satz 2 sowie 47 Absatz 1 und 2 in der am
30. Juni 2027 geltenden Fassung weiter anzuwenden.”

(4) Das Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 12. August 2020 (BGBI. I S. 1936), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom
17. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 191) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die §§ 4 und 4a werden durch die folgenden §§ 4 und 4a ersetzt:

-S4
Mediengestutzte Mallnahmen

(1) Eine MaRnahme, die bis zur Halfte ihrer Dauer unter Einsatz mediengestutzter
Kommunikation durchgefiihrt wird, ist férderfahig, wenn sie durch Prasenzunterricht er-
ganzt wird und regelmaRige Leistungskontrollen durchgeflhrt werden.

(2) Zu mediengestitzter Kommunikation zahlen Unterrichtsformen, die auf einer
Online-Lernplattform durchgefiuihrt werden und bei denen der Lernprozess von der
Lehrkraft aktiv gesteuert und der Lernfortschritt regelmafig von ihr kontrolliert wird.
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(3) Die Mindestdauer nach § 2 Absatz 3 bemisst sich bei diesen Mallnahmen
nach der Anzahl der Unterrichtsstunden, die fir den Prasenzunterricht vorgesehen ist,
zuzUglich der Zeit, die fUr die mediengestitzte Kommunikation vorgesehen ist.

§ 4a
Sonstige Malhahmen

Die Teilnahme an einer Malinahme, bei der die Lehrkraft und der Teilnehmer oder
die Teilnehmerin raumlich getrennt sind, ohne dass es sich um eine virtuelle Prasenz-
lehrveranstaltung oder um eine mediengestitzte Malhahme im Sinne des § 4 handelt,
ist als Teilzeitmalinahme férderfahig, wenn die Voraussetzungen des § 2 mit den Mal3-
gaben erfillt werden, dass:

1. die Mindestdauer nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und nach Ab-
satz 3 Satz 2 nach der durchschnittlich flr die Bearbeitung des Lernmaterials be-
noétigten Zeit und der Anzahl der flr Prasenzphasen vorgesehenen Unterrichts-
stunden bemessen wird,

2. fOr das Erreichen der Teilzeit-Fortbildungsdichte abweichend von § 2 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c gilt, dass

a) flr die Mallnahme in jedem Monat mindestens 18 Unterrichtsstunden stattfin-
den oder dem Teilnehmer oder der Teilnehmerin Lernmaterial im entspre-
chenden Umfang bereitgestellt werden muss und

b) in jedem Monat, in dem die Teilzeit-Fortbildungsdichte nicht durch Unterricht
im Sinne des § 2 Absatz 4 Satz 2 erreicht wird, eine von einer Lehrkraft zu
kontrollierende Leistungskontrolle durchzuflihren ist,

3. erganzend zu § 2 Absatz 4 Satz 4 auch die durchschnittlich fur die Bearbeitung
des Lernmaterials bendtigte Zeit angemessen fur das Erreichen des jeweiligen
Fortbildungsziels ist.”

§ 9a Absatz 1 Satz 4 wird durch folgenden Satz ersetzt:

,Eine regelmafige Teilnahme liegt vor, wenn die Teilnahme an 70 Prozent der Pra-
senzstunden und bei mediengestitzten Mallnahmen nach § 4 oder bei sonstigen Mal}-
nahmen nach § 4a an 70 Prozent der Leistungskontrollen nachgewiesen wird. Die For-
derung wird hinsichtlich der regelmafligen Teilnahme an der Mallihahme unter dem
Vorbehalt der Einstellung und Ruckforderung geleistet.”

Nach § 11 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefligt:
»(5) Die Forderungshdchstdauer nach den Absatzen 1 und 2 bemisst sich

1. bei mediengestitzten Mallinahmen nach § 4 nach der Zeit, die fir die medienge-
stutzte Kommunikation vorgesehen ist, zuzuglich der Anzahl der fur Prasenzpha-
sen vorgesehenen Unterrichtsstunden,

2. Dbei sonstigen MaRnahmen nach § 4a nach der durchschnittlich fir die Bearbeitung
des Lernmaterials bendtigten Zeit zuzuglich der Anzahl der fur Prasenzphasen

vorgesehenen Unterrichtsstunden.”

Nach § 12 Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingeflgt:
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»(1a) Bei sonstigen MalRhahmen nach § 4a besteht der Anspruch nach Absatz 1
Nummer 1 bis zu einem Gesamtbetrag von 10 000 Euro.*

Artikel 3

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Juli 2027 in Kraft.

(2) Artikel 2 Absatz 2 tritt am 1. Juli 2028 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Fernunterrichtsschutzschutzgesetz wurde vor 50 Jahren als Instrument flr Qualitat und
Verbraucherschutz in der Bildung auf Distanz geschaffen. Die Modernisierung dieses Sys-
tems ist im Koalitionsvertrag vorgesehen. Der Umsetzung dieses Vorhabens dient das vor-
liegende Gesetz. Ziel dieses Gesetzes ist es, den rechtlichen Rahmen an die bestehenden
Lernrealitaten anzupassen und einen zeitgemalen Rechtsrahmen fiir Lernen auf Distanz
zu schaffen. Damit wird die urspriingliche Intention des Gesetzgebers, ein umfassendes
Weiterbildungssystem, das vielfaltigen Bedirfnissen Rechnung tragt, weiterentwickelt.

Ein starkes Weiterbildungssystem ist wichtig, um die Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft
zu sichern und den Wandel in der Arbeitswelt zu bewaltigen. Deutschland ist als Hochtech-
nologiestandort auf hochqualifizierte Arbeitskrafte angewiesen. Die Arbeitswelt verandert
sich jedoch durch die Digitalisierung und den Ubergang zu einer klimavertraglichen Wirt-
schaft rasant. Weiterbildungen sind dabei essenziell, um Arbeitnehmer auf neue berufliche
Anforderungen vorzubereiten. Die Notwendigkeit, sich stetig neues Wissen anzueignen,
steigt, da einmal erlernte Berufsabschlisse nicht mehr zwingend fir ein ganzes Erwerbs-
leben ausreichen. Zudem erschwert der demografische Wandel fir Unternehmen, qualifi-
zierte Mitarbeiter zu finden. Ein starkes Weiterbildungssystem erméglicht es, vorhandene
Arbeitskrafte weiterzuentwickeln und interne Fachkrafte zu binden (Fachkraftesicherung).

Fur den Einzelnen bedeutet Weiterbildung wiederum eine héhere Chance auf beruflichen
Aufstieg, ein hoheres Einkommen und verbesserte Beschaftigungsfahigkeit. Sie hilft, nach
langeren Auszeiten oder bei Arbeitslosigkeit zurtick in den Beruf zu finden. Weiterbildung
bietet die Mdglichkeit zur Héherqualifizierung, insbesondere flr Geringqualifizierte, und for-
dert die Teilhabe am modernen Arbeitsleben.

Digitale Weiterbildungsformate kdnnen hierbei eine Schlisselrolle einnehmen. Diese er-
leichtern insbesondere den Zugang zu unterschiedlichen Bildungsformaten. Online-Kurse,
virtuelle Seminare und hybride Lernmodelle ermdglichen eine orts- und zeitunabhangige
Teilnahme. Dadurch kénnen auch Personen erreicht werden, die aufgrund beruflicher Ver-
pflichtungen, familidrer Betreuung oder geografischer Distanz nur eingeschrankt Zugang zu
Weiterbildungsmallinahmen haben. Digitale Lernangebote ermdglichen eine schnelle Aktu-
alisierung von Fachwissen und kénnen gezielt auf neue gesetzliche, technische oder wirt-
schaftliche Entwicklungen reagieren. Darlber hinaus sind diese wirtschaftlich effizient. Sie
erreichen groRere Teilnehmerkreise und reduzieren zugleich Kosten fiir Rdume, Reisen
oder gedruckte Materialien. Dies kann zu einer starkeren Markt6ffnung und zu mehr Wett-
bewerb zwischen den Bildungsanbietern flihren, erfordert jedoch zugleich einen geeigneten
rechtlichen Rahmen.

Das dem Fernunterricht zugrundeliegende Gesetz, das Fernunterrichtsschutzgesetz, ist da-
bei ein wesentlicher Faktor. Das Fernunterrichtsschutzgesetz ist technisch und konzeptio-
nell Gberholt. Die darin enthaltenen Strukturen missen grundlegend iberdacht werden, um
den deutschen Weiterbildungsmarkt modern und leistungsstark zu erhalten.

Der deutsche Weiterbildungsmarkt ist rechtlich und tatsachlich vielschichtig. Bei systemati-
scher Betrachtung ergibt sich ein diversifiziertes System: grof3e Institutionen, private Bil-
dungsanbieter, Unternehmen, Online-Anbieter und Einzelcoaches bilden einen offenen
Markt mit vielen Akteuren. Das breite Angebot, die vielfaltigen Formate und die heterogene
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Struktur privater und 6ffentlich geregelter Weiterbildung machen den Uberblick Uber die
zahlreichen Weiterbildungsmadglichkeiten nicht leicht. Neben 6ffentlich-rechtlichen Tragern
und Hochschulen gibt es private Bildungsanbieter sowie Unternehmen, die interne Schu-
lungen anbieten.

Eine Besonderheit in diesem System bildet die staatliche Kontrolle der Zentralstelle far
Fernunterricht nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz, die viele, jedoch bei weitem nicht
alle, Angebote von Distanzunterricht erfasst. Sie soll den Schutz der Teilnehmenden vor
unseriosen Fernunterrichtsangeboten sicherstellen. Eine Aussage, welche Konstellationen
dem FernUSG unterfallen und welche nicht, kann jedoch nicht ohne Weiters erfolgen.

Der Anwendungsbereich des FernUSG ist nicht trennscharf. Eine eindeutige Beurteilung
des Anwendungsbereichs ist angesichts der verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe
nur erschwert mdglich. Daran vermag auch die zahlreiche Rechtsprechung nichts zu an-
dern. Das FernUSG stammt aus einer Zeit, in der die wesentlichen Anwendungsfalle Fern-
kurse waren, deren Materialien per Post versendet wurden. Heutige moderne, digitale Bil-
dungsangebote kdnnen im System des FernUSG nicht ohne weiteres abgebildet werden.
Die neuen Formate passen nicht in die alten Kategorien und es entstehen Abgrenzungs-
probleme. Der zentrale Begriff ,Fernunterricht® ist nicht legaldefiniert und sehr breit gefasst.
Fernunterricht liegt vor, wenn Wissen aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages gegen
Entgelt und bei Uberwiegend radumlicher Distanz vermittelt wird und eine Lernerfolgskon-
trolle erfolgt. Gerade die Lernerfolgskontrolle ist ein entscheidendes Abgrenzungsmerkmal
und soll die Abgrenzung zu reinen Selbstlernmaterialien ermoéglichen. Sie ist jedoch ein
unbestimmter Rechtsbegriff, der vom BGH konkretisiert wurde. Trotzdem ist eine detaillierte
einzelfallbezogene Beurteilung erforderlich und mannigfaltige Konstellationen sind mdglich.

Die staatliche Zentralstelle flir Fernunterricht entscheidet Gber die Zulassung eines Fernun-
terrichtsangebotes. Weit nicht jedes Angebot am Markt, das dem FernUSG unterfallt, wird
bei der Zentralstelle jedoch auch eingereicht. Anbieter versuchen, ihre Angebote so zu ge-
stalten, dass die Anwendbarkeit des FernUSG vermieden werden kann und damit Kosten
und Burokratie gespart werden kénnen. Dies flihrt zu Unsicherheiten und Graubereichen,
die angesichts des verbraucherschitzenden Charakters des Gesetzes mit drastischen Fol-
gen verbunden sind: Vertrage ohne Zulassung sind nichtig und die Teilnehmenden kdnnen
ihr Geld zurtckfordern. Dies flhrt zu vielen Ruckforderungsansprichen, die vor allem fir
kleinere Anbieter problematisch und mitunter existenzbedrohend sein kdnnen.

Die Weiterentwicklung des Weiterbildungsmarktes und die Steigerung seiner Attraktivitat
wird durch das vorliegende Gesetz mit der Steigerung der Rechtsklarheit verbunden. Dar-
Uber hinaus wird die Chance fir Blrokratieabbau genutzt. Das aufwendige und langwierige
Zulassungsverfahren des FernUSG wird aufgehoben. Dieser Schritt des Burokratieabbaus
ist wichtig, um die Wirtschaft zu entlasten, Wachstum zu férdern und Verwaltungsprozesse
zu beschleunigen. Hohe burokratische Hurden kosten Unternehmen Zeit und Geld und
bremsen Innovationen. Besonders kleine und mittlere Unternehmen sowie Startups leiden
an Burokratiehidrden. Ein Burokratieabbau férdert Flexibilitadt und Wachstum und starkt den
Standort Deutschland.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Das Uber die allgemeinen Verbraucherschutzstandards des BGB hinausgehende, beson-
dere Rechtsregime fur berufliche Weiterbildungsprodukte im FernUSG ist nicht mehr zeit-
gemal bzw. nicht mehr angemessen und wird aufgehoben.

Das Anzeige- und Zulassungsverfahren nach dem FernUSG, das fir entsprechende Wei-
terbildungsprodukte einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte der Anbieter darstellt, ist
angesichts der massiven Veranderungen der Weiterbildungsprodukte, des Weiterbildungs-
marktes und der allgemeinen Verbraucherschutzstandards obsolet.
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Die Zulassungspflicht ist in vielen Bereichen seit ihrer Einfihrung redundant geworden. Ne-
ben dem Zulassungsverfahren nach dem FernUSG existieren mittlerweile spezifische Pru-
fungssysteme, wie etwa bei der Akkreditierung von Studiengéngen, der Zulassung von Bil-
dungstragern und Weiterbildungsmaflinahmen nach der Akkreditierungs- und Zulassungs-
verordnung, im Schulrecht oder im Spezialrecht fur Weiterbildungen wie etwa dem Gesund-
heitsbereich. Diese machen das Zulassungsverfahren als reiner Abgleich des Curriculums,
welches nicht darauf ausgelegt ist, eine echte Qualitdtsaussage zu treffen, Uberfllssig

Der Hauptanwendungsfall des Papierfernkurses ist in der heutigen Zeit zudem ein Ausnah-
mefall. Die Darreichungsform hat so als ,Ausloser” eines besonderen Schutzregimes zu-
mindest den gréRten Teil ihrer friheren Bedeutung eingeblft. Vielmehr droht eine nicht
mehr zu begriindende strukturelle Benachteiligung digitaler — insbesondere Kl-unterstitzter
— Angebote, bei denen auch eine Abgrenzung zwischen asynchronem und synchronem
Lernen perspektivisch nicht mehr sinnvoll getroffen werden kann (z.B. durch Kl-Agenten
moderierte synchrone Classes). Die Digitalisierung ermdéglicht Kunden, durch Foren, Ver-
gleichsdienstleister, Beratung etc. leichter als vor 50 Jahren eine anbieterunabhangige in-
formierte Auswahl am Markt. Die besondere Situation von Fernunterrichtsinteressenten, die
zur Zeit des Erlasses des FernUSG bestand und in der Schwierigkeit gesehen wurde, die
eigenen Fahigkeiten, die Qualitat des angebotenen Fernlehrgangs und dessen Eignung fiir
die eigenen Bedurfnisse richtig einzuschatzen, hat sich signifikant geandert.

Ein Zulassungsverfahren flir Fernunterrichtsvertrage ist in der EU ein deutscher Sonderweg
geblieben. Auch das in weiten Teilen pragende EU-Verbraucherschutzregime hat diesen
Bereich nicht gesondert aufgegriffen. Faktisch fuhrt die Zulassungspflicht auf dem zwi-
schenzeitlich internationalen Weiterbildungsmarkt zu einer ,Inlanderdiskriminierung", da sie
internationale Anbieter nicht erfasst.

Daruber hinaus hat das Zulassungsverfahren Uber die Jahre ein erhebliches Vollzugsdefizit
aufgebaut. Es finden sich unzahlige Angebote, die insbesondere nach den Kriterien der
Rechtsprechung einer Zulassung bedlrften, tber diese jedoch nicht verfligen.

In Summe wird mit dem Anzeige- und Zulassungsverfahren nach dem FernUSG ein erheb-
licher Verwaltungsaufwand betrieben, der in weiten Teilen systemfremd und gegenlber
sektoralen echten Qualitatssicherungssystemen redundant ist sowie dabei nicht einmal
eine belastbare Qualitatsaussage zu einem konkreten Angebot ermoglicht. Dartuber hinaus
verhindert das Verfahren durch die Statik der Zulassung eine kurzfristige Anpassung von
Produkten an wechselnde Bedarfe, Kunden 0.a. Es ist auch mit Blick auf den heutigen Cha-
rakter von Weiterbildungsprodukten nur noch schwer zu rechtfertigen und ein erheblicher
Wettbewerbsnachteil fir viele digitale Angebote gegenliber analogen Prasenzveranstaltun-
gen sowie fur Inlander auf dem internationalisierten Markt.

Durch den Verzicht auf das Zulassungsverfahren wird signifikant Burokratie abgebaut. An-
bieter werden durch eine Abschaffung von Kosten (Gebihren) und Aufwand (Antragsver-
fahren) entlastet. Es ist zu erwarten, dass sich dies auch auf die Preisgestaltung der Ange-
bote auswirken wird.

Mit der alleinigen Abschaffung des Zulassungs- und Anzeigeverfahrens verblieben im Fer-
nUSG spezifische Form- und Informationsvorschriften sowie Widerrufs- und Kindigungsre-
gelungen. Diese besonderen Rechte gelten nach der Systematik des FernUSG nur flr Lehr-
gange, bei denen eine raumliche Trennung zwischen Lehrenden und Lernenden gegeben
ist und besondere Unterrichtsmedien eingesetzt werden, die diese raumliche Distanz tber-
briicken. Ein allgemeines gesteigertes Schutzbedirfnis solcher Lehrgange ist in den heuti-
gen Zeiten jedoch nicht mehr feststellbar. Im Vergleich zum Erlasszeitpunkt des FernUSG
gibt es heute bessere und einfachere Mdglichkeiten, sich einen Marktuberblick zu verschaf-
fen und sich tber Unterrichtsformate zu informieren. Darlber hinaus gibt es viele kompakte
— insbesondere digitale — Weiterbildungsprodukte mit Giberschaubaren Kosten und Laufzei-
ten, fUr die ein besonderes Schutzregime, das Uber die allgemeinen Verbraucherschutz-
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standards des BGB hinausgeht, auch rechtlich gegenuber Dienstleistungen in anderen Le-
bensbereichen ,mit ahnlichen Eckwerten® nur noch schwer zu rechtfertigen sein durfte.

Daher werden auch die zivilrechtlichen Vorschriften der §§ 2 ff. und die Bestimmungen zur
Werbung nach §§ 16, 17 FernUSG aufgehoben.

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens im Jahr 1977 sollte das FernUSG Teilnehmer von Fern-
unterricht vor wirtschaftlichen und qualitativen Risiken schutzen. Diese sollten vor unserio-
sen Anbietern, vor unfairen Vertragen und vor irrefiihrender Werbung geschutzt werden.
Ein solches besonderes Schutzregime ist in der heutigen Zeit angesichts der enormen Wei-
terentwicklung des Verbraucherschutzes im allgemeinen Zivilrecht des Birgerlichen Ge-
setzbuchs nicht mehr notwendig, da dieses nunmehr ein hohes und koharentes Schutzni-
veau fur Verbraucherinnen und Verbraucher gewahrleistet. War Verbraucherschutz in den
Zeiten der Entstehung des FernUSG noch Uberwiegend in Spezialgesetzen auf3erhalb des
BGB geregelt, wurde im Laufe der folgenden Jahrzehnte der Schutz vor unfairen Vertrags-
bedingungen durch die Modernisierung des AGB-Rechts erhéht, gewann das europaische
Verbraucherschutzrecht erheblich an Einfluss und wurden durch die Schuldrechtsmoderni-
sierung im Jahr 2002 zahlreiche Verbraucherschutzgesetze in das BGB integriert, sodass
ein weitgehend einheitliches Verbrauchervertragsrecht entstand. Die darin geregelten Ver-
braucherrechte wurden im Nachgang mehrfach erweitert. Als Folge enthalt das BGB heute
einen umfassenden Verbraucherschutz mit Widerrufsrechten, Informationspflichten, AGB-
Kontrolle und besonderen Vorschriften fur Verbrauchervertrage. So besteht gem. § 312¢g
BGB flr Verbraucher bei Fernabsatzvertragen (Internet, Telefon) und Vertragen, die auler-
halb von Geschéaftsrdumen abgeschlossen werden, ein Widerrufsrecht. Flr derartige Ver-
trage regelt § 312d BGB in Verbindung mit Artikel 246a EGBGB auch besondere Informa-
tionspflichten des Anbieters. Darliber hinaus bietet insbesondere das Recht der allgemei-
nen Geschaftsbedingungen flr Verbrauchervertrage einen hohen Schutz gegen versteckte
Entgelte und Gebuhren sowie intransparente Kostenstrukturen (§ 307 Absatz 1 Satz2 BGB,
auch: § 312e BGB), Schutz vor Vertragsstrafen (§§ 309 Nummer 6 und 307 BGB), eine
Begrenzung von Schadensersatzansprtichen (§ 309 Nummer 5, Nummer 7 und Nummer. 8
BGB), Schutz vor unverhaltnismaRigen Vorauszahlungen (§ 307 Abs. 2 Nummer 1 BGB)
und ein Verbot von Koppelungsgeschaften (§§ 305¢ und 308 BGB und auch: § 312a Ab-
satz 3 BGB).

Die Missstande, die das FernUSG urspriinglich bekdmpfen sollte, werden nunmehr durch
das BGB erfasst. Die Aufhebung der im FernUSG enthaltenen verbraucherschitzenden
Vorschriften ist mithin angemessen.

Soweit mit dieser Aufhebung bestehende weitergehende explizite Rechte fur Fernunter-
richtsteilnehmende wie ein Widerrufsrecht bei in Geschaftsrdumen abgeschlossen Vertra-
gen oder ordentliche Kindigungsmadglichkeiten wegfallen, ist dies mit Blick auf das zwi-
schenzeitliche hohe allgemeine verbraucherrechtliche Schutzniveau folgerichtig. Bei einer
Ubergreifenden Abwagung bedlrften besondere Privilegierungen auch der besonderen
Rechtfertigung. Diese ist gegenluber anderen Vertragsgegenstanden mit gleicher oder ho-
herer Komplexitat nicht mehr erkennbar.

Durch die vollstandige Aufhebung des FernUSG wird Gleichbehandlung von digitalen, hyb-
riden und anlogen Angeboten herbeigefuhrt. Dadurch wird ein deutliches Zeichen fir die
Gleichwertigkeit von digitalen und analogen Angeboten und ein Anreiz fur die weitere Etab-
lierung digitaler Angebote gesetzt sowie Rechtssicherheit und technologische Offenheit flr
die nachsten Evolutionsstufen der Digitalisierung bei Weiterbildungsangeboten gewahrleis-
tet.

Nach Wegfall des Zulassungsverfahrens bedarf es im AFBG gesetzlicher Anpassungen,
um einen verantwortungsvollen Umgang mit den eingesetzten Haushaltsmitteln bei der For-
derung von entsprechenden Lehrgéngen weiter zu gewahrleisten.
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1. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht we-
sentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen. Der Entwurf erfolgt zur Umsetzung
des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD fir die 21. Legislaturperiode.

v. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die Regelung zum Aulerkrafttreten des
Fernunterrichtsschutzgesetzes ergibt sich aus dem gleichen Kompetenztitel, der fur den
Erlass des Gesetzes mal3geblich gewesen ist (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht
der Wirtschaft) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zu den Anpassungen im AFBG ergibt sich aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 13 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Die entsprechen-
den Regelungen mussen zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesge-
biet und zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse bundeseinheitlich
erfolgen, da unterschiedliche landesrechtliche Regelungen die Mobilitat von Fortbildungs-
willigen erheblich einschranken und zu einer nicht hinnehmbaren Rechtszersplitterung fih-
ren wirden.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fur die Anpassungen im BAf6G folgen aus Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 13 (Regelung der Ausbildungshilfen) in Verbindung mit Artikel 72
Absatz 2 GG. Das BAfoG stellt zur Gewahrleistung von Chancengleichheit im Bildungswe-
sen bundesweit einheitliche Bedingungen bei der individuellen Ausbildungsférderung si-
cher. Dies ist im Sinne des Artikel 72 Absatz 2 GG zur Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhaltnisse im Bundesgebiet und zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse erforderlich.

VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf steht mit dem Recht der Europaischen Union und mit vélkerrechtlichen

Vertragen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, im Einklang.

VII. Gesetzesfolgen

Die Regelungen dieses Gesetzes bewirken Verwaltungsvereinfachungen und Burokratie-
rickbau bei Birgerinnen und Burgern, der Wirtschaft und der Verwaltung.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Die Anpassungen dieses Gesetzes zielen vielfach auf einen Burokratieabbau und Verwal-

tungsvereinfachung Insbesondere flhrt die Abschaffung des Zulassungsverfahrens zu ei-
ner spirbaren Entlastung aller Normadressaten.



-14 - Bearbeitungsstand: 05.10.2026 11:52

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient.

Indem der Entwurf die Abschaffung des Fernunterrichtsschutzgesetzes regelt, leistet er ei-
nen Beitrag zu Nachhaltigkeitsziel 8 ,Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum, produktive Vollbeschaftigung und menschenwirdige Arbeit fir alle fordern® und
Nachhaltigkeitsziel 9 ,Eine widerstandsfahige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nach-
haltige Industrialisierung férdern und Innovationen unterstitzen®.

Das Nachhaltigkeitsziel 8 verlangt mit seiner Zielvorgabe 8.1 — der Ressourcenschonung —
Ressourcen sparsam und effizient zu nutzen. Damit einhergehend verlangt das Nachhal-
tigkeitsziel 9 die Forderung des digitalen Aufbruchs und der Innovation. Der Entwurf fordert
die Erreichung dieser Ziele, indem er durch die Abschaffung der Staatlichen Zentralstelle
fur Fernunterricht Blrokratie abbaut. Ohne die Zertifizierungsprutfung und durch die Erleich-
terung des Zugangs von digitalen Angeboten auf dem Markt, wird die Digitalisierung be-
schleunigt und der Bedarf an Papier verringert, sodass der Druck auf die begrenzte Res-
source Holz minimiert wird.

Im Sinne des systemischen Zusammendenkens der Nachhaltigkeitsziele leistet der Entwurf
gleichzeitig einen Beitrag zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 4 ,Inklusive, gleichberech-
tigte und hochwertige Bildung gewahrleisten und Mdglichkeiten lebenslangen Lernens fir
alle férdern und Innovationen unterstitzen®, indem er Weiterbildungen in Form von Fern-
unterricht zuganglich macht, welche zur Basis fur ein selbstbestimmtes und verantwor-
tungsbewusstes Leben zahlen. Die Erweiterung der digitalen Moglichkeiten starkt auch die
Vernetzung und Inklusion von landlichen Gebieten, sodass das Nachhaltigkeitsziel 10 ,Un-
gleichheiten in und zwischen Landern verringern® zur Geltung kommt. Damit berutcksichtigt
der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen fur nachhaltige Entwicklung und
deren integrierenden Charakter, welcher fur die Erfullung von Ziel und Zweck der UN-
Agenda 2030 von ausschlaggebender Bedeutung ist.

Der Entwurf folgt somit vor allem dem Prinzip der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,,(6.)
Bildung, Wissenschaft und Innovation als Treiber einer nachhaltigen Entwicklung nutzen®
aber auch ,(5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbes-
sern‘,

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Keine

4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Durch die Normierung, dass die BAf6G-Foérderung fur Fernlerngédnge im schulischen Be-
reich entfallt, entsteht ein Minderaufwand fur die Burgerinnen und Burger in Héhe von 117
Stunden. Es entsteht kein nennenswerter Minderaufwand im Bereich der Sachkosten.

Im Ubrigen &ndert sich der jahrliche Zeitaufwand nicht.
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Durch den Wegfall der Verpflichtung bei den Blrgerinnen und Blrgern, eine Teilnahmebe-
scheinigung Uber den Besuch des Lehrgangs in Vollzeit vorzulegen, entfallt der Aufwand

fur das Ausstellen der Teilnahmebescheinigung beim jeweiligen Fernlerninstitut.

Der jahrliche Erflllungsaufwand verringert sich durch den Wegfall dieser Vorgabe um rund
1 000 Euro.

Ein einmaliger Erfillungsaufwand entsteht nicht.

Jahrlicher Einmaliger
Aufwand Aufwand
pro Fall o pro Fall
(Minuten * éffhuﬂllljcnhesr_ (Minuten *
Artikel Rege- Jahrlich Lohnkos- f 9 d Ei Lohnkos-
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zweig) + ?’i?ndun ) zweig) +
Sachkos- | 9 9 Sachkos-
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2.1 Artikel 2, Absatz3 | N | 90 - 17 Minuten | -1
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Tsd. Euro)
davon aus In-
formations- -1
pflichten (IP)
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Folgednderungen AFBG
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Fir die Verwaltung der Lander und Kommunen ergibt sich spiegelbildlich zu den Folgen fir
Burgerinnen und Blrger durch den Wegfall der Férderungsmaoglichkeit ein Minderaufwand
in Hohe von 6 000 Euro, der sich durch die Erhéhung von méglichen Ablehnungen aufgrund
fehlender Férdermdglichkeit im BAf6G auf 5 000 Euro reduziert.
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Neben dem Wegfall der Antragsbearbeitung entfallt auch die Prifpflicht der Lander und
Kommunen in Bezug auf die Gleichwertigkeit des Fernlehrgangs im Vergleich zu anderen
Ausbildungsstatten, deren Besuch nach BAf6G forderfahig sind.

Ein einmaliger Erflllungsaufwand entsteht nur im sehr geringen Umfang aufgrund IT-tech-
nischer Anpassungen.

nen)
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5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. Eher ist zu erwarten, dass die Preisgestaltung der An-
bieter sich positiv auf die Blirgerinnen und Blrger auswirkt.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzesanderungen wurden gepruft.
Das Gesetz betrifft die Themenfelder Wissen & Bildung, Geld und Zeit und hat in diesen
Themenfeldern unmittelbare und positive Gleichstellungswirkungen. Weiterbildungen erho-
hen die Chance auf beruflichen Aufstieg und verbesserte Beschaftigungsfahigkeit. Auch
nach langeren Auszeiten oder bei Arbeitslosigkeit helfen sie zurilick in den Beruf zu finden.
Darlber hinaus ermdglichen digitale Weiterbildungsformate eine orts- und zeitunabhangige
Teilnahme.

Bei der Abschaffung des FernUSG sind Experimentierklauseln nicht sinnvoll.

VIIl. Befristung; Evaluierung

Das AulRerkrafttreten des FernUSG wird weder befristet noch evaluiert.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Fernunterrichtschutzgesetzes)
Zu Nummer 1

Die §§ 1 bis 26 werden gestrichen. Damit werden die zivilrechtlichen und 6&ffentlich-rechtli-
chen Regelungen des FernUSG aufgehoben.

Die §§ 1 bis 10 FernUSG regeln das Vertragsverhaltnis zwischen Veranstalter und Teilneh-
mer (§§ 1 bis 10 FernUSG), die gegenliber dem Dienstvertragsrecht der §§ 611 ff. BGB
sowie dem sonstigen Vertragsrecht des BGB, insbesondere §§ 307 ff. BGB, als Spezial-
recht vorgehen. Fir diese spezifischen Form- und Informationsvorschriften sowie Wider-
rufs- und Kiindigungsregelungen, die ausschlief3lich fir Lehrgange gelten, bei denen uber-
wiegend eine rdumliche Trennung zwischen Lehrenden und Lernenden gegeben ist und
besondere Unterrichtsmedien eingesetzt werden, die diese rdumliche Distanz Gberbricken,
besteht kein Bedarf mehr. Ein allgemeines gesteigertes Schutzbeduirfnis solcher Lehrgange
ist in den heutigen Zeiten nicht mehr feststellbar.

Die Ausgangslage gegenuber dem Erlasszeitpunkt des Gesetzes hat sich wesentlich ge-
andert. Digitale Lernangebote, interaktive Plattformen, Coaching- und Mentoringpro-
gramme sowie kurzfristig skalierbare Online-Kurse dominieren heute den Bildungsmarkt.
Die tatbestandlichen Voraussetzungen des FernUSG, insbesondere die Begriffe des ,Fern-
unterrichts® und der ,Lernerfolgskontrolle® fihren in diesem Umfeld zu erheblichen Abgren-
zungsschwierigkeiten und damit zu Rechtsunsicherheiten fur Anbieter und Teilnehmende.
Die Normadressaten konnen vielfach nicht mit hinreichender Sicherheit bestimmen, ob ihre
Angebote dem Anwendungsbereich des Gesetzes unterfallen.

Zugleich ist der mit dem FernUSG verfolgte Schutzzweck mittlerweile weitgehen durch das
allgemeine Verbraucherrecht abgedeckt. Insbesondere die Vorschriften des BGB uber
Fernabsatzvertrage, Widerrufsrechte und Informationspflichten sowie die zugrundeliegen-
den unionsrechtlichen Vorgaben gewahrleisten ein hohes und unionsweit harmonisiertes
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Verbraucherschutzniveau. Die parallele Existenz eines sektorspezifischen Sonderregimes
fuhrt in weiten Teilen zur Doppelregulierung und kann Wertungswiderspriiche begtnstigen.

Die im FernUSG vorgesehene Zulassungspflicht fur Fernlehrgange stellt dabei einen e Ein-
griff in die Berufsaustbungsfreiheit der Anbieter dar, der als Marktzutrittsschranke wirken
und innovationshemmende Effekte, insbesondere flir kleine und mittlere Unternehmen so-
wie fur neue Bildungsformate, entfalten kann. Dies beeintrachtigt die Entwicklung eines dy-
namischen und wettbewerblichen Bildungsmarktes. Durch die Aufhebung der §§ 12 ff. Fer-
nUSG wird die ZFU-Zulassung als unabdingbare Wirksamkeitsvoraussetzung fiir den zivil-
rechtlichen Vertrag aufgegeben. Dies stellt zugleich einen wesentlichen Schritt im Burokra-
tieabbau dar. Erheblicher administrativer Aufwand auf Seiten der Anbieter wird beseitigt.
Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen sowie Anbieter innovativer digitaler Bil-
dungsformate werden entlastet, da sie haufig nicht Uber die notwendigen administrativen
Ressourcen verfligen.

Auch auf Seiten der zustandigen Behoérden entsteht durch die Durchfiihrung der Zulas-
sungsverfahren, die inhaltliche Prufung von Lehrgangen sowie die laufende Aufsicht ein
erheblicher personeller und sachlicher Aufwand. Diese Ressourcenbindung steht zuneh-
mend auller Verhaltnis zum Regelungszweck, da vergleichbare Schutzstandards weitge-
hend bereits durch das allgemeine Verbraucherrecht gewahrleistet werden. Die Aufhebung
des Zulassungsverfahrens fiuhrt somit zu einer signifikanten Reduzierung von Anzeige-,
Genehmigungs- und Nachweispflichten. Anbieter von Bildungsleistungen werden von for-
malen Verfahren entlastet und kénnen ihre Angebote flexibler und schneller an sich wan-
delnde Marktbedingungen anpassen. Die Innovationsfahigkeit und Wettbewerbsdynamik
im Bildungssektor werden gestarkt.

Die weitgehende Aufhebung des FernUSG flihrt somit zu einer Rechtsbereinigung. Der not-
wendige Schutz der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Bildungsangeboten bleibt durch
die allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften gewahrleistet.

Zu Nummer 2

Durch die Neufassung des § 27 wird ein Ubergangsregime geschaffen, das Landesgesetz-
gebern ermoglicht, erforderliche Folgeanderungen vorzunehmen.

In der Ubergangszeit entfallt die Zulassungs- und Anzeigepflicht bereits. An ihre Stelle tritt
die Mdglichkeit, auf Antrag eine Bescheinigung der Staatlichen Zentralstelle fur Fernunter-
richt zu erhalten. Diese bescheinigt, dass der angebotene Fernlehrgang die Voraussetzun-
gen fur eine Zulassung nach dem FernUSG in der bis zu seiner Aufhebung geltenden Fas-
sung erfullt hatte, wenn ein solcher Nachweis nach anderen Vorschriften vorausgesetzt
wird.

Eine zum Zeitpunkt der Aufhebung des Anzeige- und Zulassungsverfahrens bestehende
Zulassung der Staatlichen Zentralstelle fur Fernunterricht gilt als Bescheinigung im Sinne
der Ubergangsvorschrift fort.

Bei wesentlichen Anderungen bereits zugelassener Fernlehrgdnge bediirfte es nach bishe-
riger Rechtslage der erneuten Zulassung. Diese erneute Zulassung wird durch die Mdglich-
keit einer Bescheinigung entsprechend einer Erstzulassung ersetzt. Entsprechendes gilt bei
wesentlichen Anderungen von Fernlehrgéangen, die in der Ubergangszeit eine Bescheini-
gung erhielten. Auch diese bedurften, wenn ein solcher Nachweis nach anderen Vorschrif-
ten vorausgesetzt wird, einer erneuten Bescheinigung.

Mit der Aufhebung der bisherigen Zulassungspflicht flir Fernunterrichtsangebote entfallt ein
zentrales Instrument der praventiven Marktaufsicht nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz.
Es bedarf daher einer Ubergangsregelung, die einen geordneten Systemwechsel ermog-
licht. Die vorgesehene Bescheinigungspflicht dient diesem Zweck. Sie ersetzt die bisherige
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Zulassung nicht inhaltlich, sondern schafft fiir eine begrenzte Ubergangszeit einen verlass-
lichen Nachweis dartber, dass die Voraussetzungen des FernUSG erflllt sind, wenn dieser
Nachweis nach anderen Vorschriften vorausgesetzt wird. Dadurch wird verhindert, dass mit
dem Wegfall der Zulassungspflicht eine Regelungsliicke entsteht, die Rechtsunsicherheiten
fur Anbieter, Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie die zustandigen Behdrden in solchen
Konstellationen zur Folge hatte.

Die Ubergangsregelung gewahrleistet, dass die Lander ihre Verweisungsregelungen sach-
gerecht an die neue Rechtslage anpassen kdnnen.

Ohne eine solche Ubergangsregelung bestiinde die Gefahr, dass bestehende Verweisun-
gen auf zugelassene Fernlehrgange ins Leere laufen. Damit kénnten beispielsweise Fern-
lehrgange im Rahmen von Weiterbildungen nicht anerkannt werden (Ziffer 5.2 Anlage 2,
Verordnung der Landesregierung zum gebaudeindividuellen energetischen Sanierungs-
fahrplan Baden-Wirttemberg, Befreiung von Teilnahme an Prifungen), es kénnte im Rah-
men von Prifungen in einzelnen Fachern von der Teilnahme nicht befreit werden (bspw.
§ 39 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 Schulordnung fir die Fachschulen Bayern), Zulassungs-
voraussetzungen fur die Zulassung zur Teilnahme an Prufungen kdnnten nicht erfullt wer-
den (§ 26 Absatz 1 Nummer 4 Verordnung uber die Fachschule fir Technik Bremen) usw.

Diese mdéglichen Harten und unbeabsichtigten Folgen der Neuordnung des Fernunterrichts-
schutzrechts kdnnen so vermieden werden. Die befristete Bescheinigungsmaoglichkeit stellt
daher ein verhaltnismaRiges Mittel dar, um den Ubergang von einem zulassungsbasierten
zu einem zulassungsfreien System rechtssicher auszugestalten. Die Regelung tragt zudem
dem Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung Rechnung. Gegenuber dem bisherigen Zu-
lassungsverfahren ist die Bescheinigungsmaglichkeit in eingegrenztem Umfang mit einem
deutlich geringerem Verwaltungsaufwand verbunden. Nach Abschluss der Anpassungen
auf Ebene der Lander kann die Bescheinigungspflicht entfallen, ohne dass die Funktions-
fahigkeit des neuen Rechtsrahmens beeintrachtigt wird.

Im Gegensatz zur einer allgemeinen Anpassungs- oder Umsetzungsfrist liegt der Vorteil
der Ubergangsvorschrift darin, dass der Markt, Anbietende und Teilnehmende unmittelbar
von der Anzeige- und Zulassungsfreiheit profitieren. Die Alternative der verzdgerten Aufhe-
bung des FernUSG hatte zur Folge, dass das bisherige Anzeige- und Zulassungsverfahren
fir einen weiteren Zeitraum fortgefihrt werden musste. Die vorgesehenen Entlastungen
wulrden sich verzégern, wofir kein sachlicher Grund ersichtlich ist.

Zu § 28 (AuBerkrafttreten)

Nach der Ubergangszeit tritt das FernUSG mit Ablauf des 30. Juni 2028 auBer Kraft.

Zu Artikel 2 (Folgeanderungen)

Zu Absatz 1 und Absatz 2 (UKlaG und BBiG)

Es handelt sich um notwendige Folgeanderungen. Die jeweiligen Vorschriften nehmen auf
das Fernunterrichtsschutzgesetz bzw. einzelne Bestimmungen des FernUSG Bezug. Da
das FernUSG nach einer Ubergangszeit aul3er Kraft tritt, bedarf es einer Anpassung der
Vorschrift, ohne deren Regelungsgehalt zu verandern.

Zu Absatz 3 (BAf6G)

Zu Nummer 1

Die bislang im BAf6G fur schulische Fernunterrichtslehrgange vorgesehene Foérderungs-

moglichkeit fir langstens zwolf Monate vor Lehrgangsabschluss wird nur in sehr wenigen
Fallen in Anspruch genommen (im Jahr 2025 sind statistisch 43 Falle erfasst gewesen). Da
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Fernlehrgange im schulischen Bereich in der Regel berufsbegleitend konzipiert sind, finan-
zieren die meisten Teilnehmenden ihren Lebensunterhalt nicht durch Leistungen der Aus-
bildungsférderung, sondern durch Erwerbseinkommen. Mit BAf6G férderungsfahig sind nur
Ausbildungszeiten in Vollzeit. Nicht nur die Geférdertenzahl, sondern auch die Anzahl der
Fernlehrgange, die so vom Fdérderungsbereich des BAf6G erfasst und in das Ausbildungs-
stattenverzeichnis des jeweiligen Landes eingetragen sind, ist aktuell gering. Eine Beibe-
haltung der bisher bestehenden Férderungsmaglichkeit wiirde bei Wegfall des Zulassungs-
verfahrens nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz zu zusatzlichem Verwaltungsaufwand
bei den BAf6G-Behdrden fuhren. Es mussten zusatzliche Verwaltungsstrukturen eingefuhrt
werden, die der Zielsetzung des Gesetzes, Blrokratie abzubauen, zuwiderlaufen. Die For-
derungsmdglichkeit soll daher nach einer angemessenen Ubergangszeit fiir die ohnehin
wenigen Falle und den ohnehin auch bisher stark begrenzten Zeitraum einer Forderfahig-
keit innerhalb der Ausbildung (maximal zwélf Monate und bei Vollzeit) entfallen. In diesem
Zuge ebenfalls abgeschafft wird die Forderung von o6ffentlich-rechtlichen Tragern veranstal-
teter Fernunterrichtslehrgange, die nicht unter die Vorschriften des Fernunterrichtsschutz-
gesetzes fallt, da diese in der Praxis keine Relevanz hat.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 7

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung von § 3.

Zu Nummer 8

Es handelt sich um eine Ubergangsregelung, nach der wahrend eines am 30. Juni 2027
bereits laufenden Bewilligungszeitraumes das zu diesem Zeitpunkt geltende Recht weiter-
hin angewendet wird und die zu diesem Zeitpunkt bereits in der Forderung flir einen Fern-
unterrichtslehrgang befindlichen Auszubildenden bis zum Ende des Bewilligungszeitrau-
mes weiter geférdert werden kdnnen.

Zu Absatz 4 (AFBG)

Zu Nummer 1 (§§ 4 und 4a AFBG)

§ 4 Mediengestutzte MaRnahmen

Der bisherige § 4 wird neu gefasst und nimmt den wesentlichen Inhalt des bisherigen § 4a
auf. Durch den Wegfall des FernUSG entfallt die Bezugnahme auf dieses Gesetz.
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Der schon bisher mafRgebliche Anteil an mediengestutzter Kommunikation von bis zur
Halfte der MaRnahme bleibt erhalten. Die Ersetzung der Wendung ,Anzahl der Stunden®
durch das Wort ,Zeit” ist redaktioneller Natur, das Wort ,Zeit“ verhalt sich gegeniber der
Unterrichtsstunde im Sinne des § 2 Absatz 4 Satz 1 neutraler und erleichtert je nach Mal3-
nahmeangebot die Vergleichbarkeit.

Zu § 4a Sonstige MalRnahmen

§ 4a wird neu gefasst und knupft an den bisherigen § 4 zu den Fernunterrichtslehrgangen
an. Mit dem Wegfall des FernUSG entfallt der Bezug zur Definition des Fernunterrichts. Der
neu gefasste § 4a trifft nunmehr Regelungen fur Ma3nahmen, bei der die Lehrkraft und der
Teilnehmer oder die Teilnehmerin raumlich getrennt sind, ohne dass es sich um eine virtu-
elle Prasenzlehrveranstaltung oder um eine Malinahme im Sinne des § 4 handelt. Entspre-
chende MalRnahmen sind, wie bisher die Fernlehrgénge, nur in Teilzeitform forderfahig.

Die MalRgabe zur Mindestdauer entspricht der bisherigen Regelung zu den Fernunterrichts-
lehrgangen. Sie berlcksichtigt, dass entsprechende MalRnahmen typischerweise in der Be-
reitstellung und Bearbeitung von Lernmaterial bestehen. Mafligebend ist daher die nach der
Lehrgangskonzeption vorgesehene, durchschnittlich fur die Bearbeitung bendtigte Zeit zu-
zuglich der Anzahl der flir Prasenzphasen vorgesehenen Unterrichtsstunden, soweit das
Lernen auf Distanz mit Prasenzphasen kombiniert wird.

Die MalRgaben zur Fortbildungsdichte bilden die schon bisher fur den Vollzug geltenden
Hinweise ab bzw. konkretisieren diese. Bei den in § 4a geregelten MalRnahmen gilt fir Pra-
senzphasen eine Teilzeit-Fortbildungsdichte von mindestens 18 Unterrichtsstunden je Mo-
nat. Sind die Lehrkraft und der Teilnehmer oder die Teilnehmerin rdumlich getrennt, muss
Lernmaterial zur Bearbeitung in entsprechendem zeitlichem Umfang zur Verfliigung gestellt
werden.

In Monaten, in denen die Fortbildungsdichte nicht durch Unterricht im Sinne des § 2 Ab-
satz 4 Satz 2 erreicht ist, muss je eine von einer Lehrkraft zu kontrollierende Leistungskon-
trolle durchgeflinrt werden. Abweichend von § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ¢ gilt keine
Durchschnittsbetrachtung, da nur auf diese Weise monatliche Leistungskontrollen durch-
gefuhrt werden. Mit diesen regelmaRigen Leistungskontrollen lasst sich bei der rdumlichen
Trennung von Lehrkraft und Teilnehmer oder Teilnehmerin sowie der haufig damit verbun-
denen Bearbeitung von Lehrmaterial die fir den Einsatz 6ffentlicher Mittel erforderliche
Strukturierung des MaRnahmeablaufs erreichen. Die Leistungskontrollen sind das Gegen-
stuck zu den Unterrichtsstunden bei Prasenzunterricht mit dem Ziel der Sicherung eines
zweckentsprechenden Mitteleinsatzes bei der Forderung mit dem AFBG. Sie sind zugleich
Grundlage fir die regelmafige Teilnahme der Teilnehmer und Teilnehmerinnen nach § 9a.
Eine Blndelung der Leistungskontrollen am Ende der MalRnahme ist nicht zulassig. Die
Leistungskontrollen missen in Qualitdt und Umfang zudem so gestaltet sein, dass sie zur
Vorbereitung die Nutzung des bereitgestellten Lernmaterials typischerweise erforderlich
machen. Nur dann ist die Vermittlung des Lernstoffes mit einer planmaRig geordneten Ver-
mittlung beim Prasenzunterricht vergleichbar. Die Leistungskontrollen sind von einer Lehr-
kraft zu kontrollieren, das heil’t sie erfordern eine aktive Kontrolle und gegebenenfalls Kor-
rektur durch eine Lehrkraft samt einer entsprechenden individuellen Rickmeldung an den
Teilnehmer oder die Teilnehmerin. Ein reiner Selbsttest mit einer voll automatisierten Aus-
wertung durch eine Software ohne individuelle Ruckmeldung durch die Lehrkraft ist nicht
ausreichend.

Die Angemessenheit der Anzahl von Unterrichtsstunden in Prédsenzphasen richtet sich auch
bei sonstigen MalRnahmen nach § 2 Absatz 4 Satz 4. DarUber hinaus muss auch die durch-
schnittlich fur die Bearbeitung des Lernmaterials benétigte Zeit angemessen fur die Errei-
chung des jeweiligen Fortbildungsziels sein.
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Zu Nummer 2 (§9a AFBG)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Neufassung der §§ 4 und 4a.
Zu Nummer 3 (§ 11 AFBG)

Die Regelungen zur Férderungshdchstdauer bei Mallnahmen nach § 4 und § 4a werden
aus gesetzessystematischen Grinden in § 11 Absatz 5 zusammengefasst.

Zu Nummer 4 (§12 AFBG)

Der neue Absatz 1a regelt, dass bei Mallnahmen nach § 4a die Lehrgangs- und Prifungs-
gebuhren bis zu einem Gesamtbetrag von 10 000 Euro férderfahig sind. Im Unterschied zu
physischen und virtuellen Prasenzlehrveranstaltungen, aber auch zu mediengestitzten
Mafinahmen nach § 4 ist bei diesen MaRnahmen der Anteil der Betreuung durch eine Lehr-
kraft deutlich geringer. Es missen typischerweise keine oder in deutlich geringerem Um-
fang Raume vorgehalten werden. Die Zahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen pro Mal3-
nahme ist weniger als bei physischem Prasenzunterricht oder bei der aktiven Steuerung im
mediengestitzten Unterricht begrenzt durch die zahlenmaRige Relation von Lehrkraften
sowie Teilnehmern und Teilnehmerinnen. Diese Unterschiede rechtfertigen den gegeniber
den anderen Malnahmen geringeren Forderrahmen fur die Lehrgangs- und Prifungsge-
bihren. Im Ubrigen diirfte der Férderrahmen nach vorliegenden Erkenntnissen aus der Voll-
zugspraxis hinreichend auskémmlich sein.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Dieses Gesetz trifft vorbehaltlich des Absatzes 2 zum 1. Juli 2027 in Kraft.
Zu Absatz 2

Zur Umsetzung der Ubergangsvorschriften bedarf es einer von Absatz 1 abweichenden In-
krafttretensregelung zum 01. Juli 2028.
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	1. Die §§ 4 und 4a werden durch die folgenden §§ 4 und 4a ersetzt:
	§ 4 „
	Mediengestützte Maßnahmen

	§ 4a
	Sonstige Maßnahmen


	2. § 9a Absatz 1 Satz 4 wird durch folgenden Satz ersetzt:
	3. Nach § 11 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefügt:
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